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Im März 2018 wird über die Eidgenössische Volksinitiative „No Billag“ abgestimmt. Sie 
verlangt, dass keine Gebühren mehr erhoben werden dürfen, über welche heute die SRG 
und gebührenunterstützte private regionale Radio- und TV-Stationen zu einem grossen 
Anteil (bis zu 70%) finanziert werden. Ohne Gebührenfinanzierung müssten sowohl die SRG 
wie auch die gebührenunterstützten Privaten ihre Radio- und TV-Aktivitäten massiv 
reduzieren oder sogar einstellen, weil ihre Kosten über den zu kleinen Schweizer Markt 
alleine nicht finanziert werden können. 

Neben den negativen publizistischen und medienpolitischen Auswirkungen wäre ein 
massiver Abbau von Arbeitsplätzen die Folge der Annahme der Initiative. Die Studie von 
BAKBASEL vom September 2016 geht von 13'500 Arbeitsplätzen aus, die im Falle der 
Annahme der „No Billag“-Initiative Schweiz weit gefährdet sind. 

Der Regierungsrat hat sich in jüngerer Zeit dezidiert für den SRG Standort Basel engagiert. 
Als Erfolg darf der Entscheid der SRG gewertet werden, die gesamte SRF Kultur, TV- und 
Radio, mit deren Arbeitsplätzen in Basel im neu entstehenden Meret Oppenheim-Haus beim 
Bahnhof anzusiedeln. Die „No Billag“-Initiative bedroht diese positive Entwicklung 
substantiell. 

Die SRG ist neben ihrer publizistischen Tätigkeit auch die wichtigste Förderstelle für den 
Schweizer Film und ermöglicht dadurch auch die Arbeit von Basler Filmschaffenden und 
Produktionsfirmen. Die SRG Technik-Tochterfirma tpc ist nicht nur eine wichtige 
Arbeitgeberin, sie ist auch führend in der Technologie-Entwicklung im Rundfunkbereich. 
Auch diese Aktivitäten wären im Falle der Annahme der Initiative bedroht. 

Ich bitte den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie viele Arbeitsplätze wären aus Sicht des Regierungsrates durch die Annahme der 
„No Billag“-Initiative im Kanton Basel-Stadt bedroht? 

2. Wie schätzt der Regierungsrat die allfälligen ökonomischen, medienpolitischen und 
gesellschaftlichen Auswirkungen der „No Billag“-Initiative auf den Kanton Basel-Stadt 
ein? 

3. Was gedenkt der Regierungsrat zu tun, um die Bevölkerung über die negativen 
Auswirkungen der „No Billag“-Initiative zu informieren? 

4. Befasst sich der Regierungsrat konkret mit der Frage, was für eine Situation im Kanton 
Basel-Stadt im Falle der Annahme der „No Billag“-Initiative entstünde, und mit welchen 
Massnahmen er darauf reagieren könnte? 

5. Die vom Vorsteher des baselstädtischen Departements für Wirtschaft, Soziales und 
Umwelt WSU präsidierte Konferenz Kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren VDK hat 
sich am 9. November 2017 in einer Erklärung in aller Klarheit gegen die „No Billag“-
Initiative ausgesprochen. Wie steht der Regierungsrat zu dieser Erklärung? 

Michael Koechlin 


